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Gefeh- Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 37. —— 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Geldmitteln für die nach dem Geſetze vom 12. Auguſt 1905 
(Geſetz⸗Samml. S. 335) durchzuführenden Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer -, Deich - und 
Vorflutverhältniſſe an der oberen und mittleren Oder, ©. 373. — Geſetz, betreffend die Bewilligung 

weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen 
Betrieben beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, S. 375. — Geſetz zur 
Deklarierung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗Samml. S. 152), S. 376. 
— Geſetz zur Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz⸗Samml. 
S. 152), S. 377. — Geſetz über die Befähigung zum hoͤheren Verwaltungsdienſte, S. 378. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter 
veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 381. 


(Nr. 10748.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Geldmitteln für die nach dem Geſetze 
vom 12. Auguſt 1905 (Geſetz⸗Samml. S. 335) durchzuführenden Maß⸗ 
nahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich und Vorflutverhältniſſe an 

der oberen und mittleren Oder. Vom 10. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
ö . 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Ausführung des Geſetzes, be⸗ 
treffend Maßnahmen zur Regelung der Hochwaſſer⸗, Deich» und Vorflutver⸗ 
hältniſſe an der oberen und mittleren Oder, zunächſt die Summe von 15 000 000 
(Fünfzehn Millionen) Mark zu verwenden. 

Hiervon darf für Vorarbeiten, für den alsbald notwendigen Grunderwerb 
und für ſonſtige unaufſchiebbare vorbereitende Arbeiten ein Betrag bis zu 
5 000 000 (Fünf Millionen) Mark ſchon vor Erledigung des in den $$ 1, 6 
und 7 jenes Geſetzes vorgeſehenen Verfahrens vorſchußweiſe verausgabt werden. 


8 N 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § erwähnten 
Koſten, ſoweit die Mittel hierzu nicht durch den Staatshaushalts-Etat bereitgeſtellt 
Geſet -Sauml. 1906. (Nr. 10748—10752.) f 69 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Auguſt 1906. 
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werden, im Wege der Anleihe eine entfprechende Anzahl von Staatsſchuldver⸗ 
ſchreibungen auszugeben. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanwei⸗ 
ſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung dieſer 
Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von Schuld⸗ 
verſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. 

Die Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. Schatz⸗ 
anweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von fällig werdenden 
Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem Fälligkeitstermine 
zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht 
vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der einzulöſenden Schatz 
anweiſungen aufhört. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schatzanweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, be⸗ 
ſtimmt der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe ſowie 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz⸗Samml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz-Samml. 
S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 Geſetz-Samml. S. 155) zur 
Anwendung. 


93. i 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Drontheim, an Bord des Dampfers „Hamburg“, den 
10. Juli 1906. 


(. S) Wilhelm. 


Gr. v. Poſadowsky. v. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
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(Nr. 10749.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Verbeſſerung der 
Wohnüngsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben be⸗ 
ſchäftigt find, und von gering beſoldeten Staatsbeamten. Vom 
16. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Re 

Der Staatsregierung wird ein weiterer Betrag von fünfzehn Millionen 
Mark zur Verwendung nach Maßgabe des Geſetzes vom 13. Auguſt 1895 
(GeſetzSamml. S. 521), betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe von Arbeitern, die in ſtaatlichen Betrieben 
beſchäftigt ſind, und von gering beſoldeten Staatsbeamten, zur Verfügung 
geſtellt. 

82. 

Zur Bereitſtellung der im § 1 gedachten fünfzehn Millionen Mark iſt 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuld⸗ 
verſchreibungen aufzunehmen. 

An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanwei⸗ 
ſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzanweiſungen 
anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Einlöſung 
dieſer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und von 
Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. N 

Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld⸗ 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der ein⸗ 
zulöſenden Schatzanweiſungen aufhört. 


§ 3. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz⸗ 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869, betreffend die Konſolidation 
preußiſcher Staatsanleihen, Geſetz-Samml. S. 1197), des Geſetzes vom 
8. März 1897, betreffend die Tilgung von Staatsſchulden, (Geſetz-Samml. 
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S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903, betreffend die Bildung eines Aus⸗ 
gleichsfonds für die Eiſenbahnverwaltung, Geſetz⸗Samml. S. 155) zur An- 
wendung. 


§ 4. 
Dem Landtag iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über die 
Ausführung dieſes Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N i 
Gegeben Digermulen, den 16. Juli 1906. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Poſadowsky. v. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 


(Nr. 10750.) Geſetz zur Deklarierung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 152). Vom 24. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie 
für den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die §§ 7, 20, 27 des Kommunclabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 152) ſtehen einer Abſtufung der Gebühren und Steuerſätze 
nicht entgegen. Insbeſondere iſt es zuläſſig, die Gebührenſätze nach Maßgabe 
der Leiſtungsfähigkeit bis zur gänzlichen Freilaſſung abzuſtufen und einzelne Grund— 
ſtücksarten oder Beſitzgruppen mit verſchiedenen Sätzen zu den Steuern vom 
Grundbeſitze heranzuziehen. i 

Ebenſowenig ſchließt § 27 a. a. O. aus, daß einzelne Grundſtücksarten 
oder Beſitzgruppen nach verſchiedenen Normen beſteuert werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde, an Bord des Dampfers „Hamburg“, den 24. Juli 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Poſadowsky. Frhr. v. Rheinbaben. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 


Fr 


(Nr. 10751.) Geſetz zur Abänderung des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 152). Vom 24. Juli 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie 
für den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Artikel J. 


$ 53 des Kommunclabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. 
S. 152) erhält folgende Faſſung: 


Wenn in einer Gemeinde durch Perſonen, die in einer anderen Gemeinde 
im Betriebe von Berg-, Hütten⸗ oder Salzwerken, Steinbrüchen, Ziegeleien, 
Fabriken oder Eiſenbahnen beſchäftigt werden und dieſer Beſchäftigung wegen in 
der erſteren zugezogen oder verblieben ſind nachweisbar Mehrausgaben für Zwecke 
des öffentlichen Volksſchulweſens oder der öffentlichen Armenpflege oder für 
polizeiliche Zwecke erwachſen, welche im Verhältniſſe zu den ohne dieſe Perſonen 
für die erwähnten Zwecke notwendigen Gemeindeausgaben einen erheblichen 
Umfang erreichen und eine unbillige Mehrbelaſtung der Steuerpflichtigen herbei- 
führen, ſo iſt eine ſolche Gemeinde berechtigt, von der Betriebsgemeinde einen 
angemeſſenen Zuſchuß zu verlangen. Bei Bemeſſung desſelben ſind neben der 
Höhe der Mehrausgaben auch die nachweisbar der Gemeinde erwachſenden Vor— 
teile, ſoweit fie in der Steuerkraft zum Ausdrucke kommen zu berückſichtigen. 
Die Zuſchüſſe der Betriebsgemeinde dürfen in keinem Falle mehr als die Hälfte 
der geſamten in der Betriebsgemeinde von den betreffenden Betrieben zu erhebenden 
direkten Gemeindeſteuern betragen. 

Liegt der Betrieb in einem Gutsbezirke, ſo richtet ſich der Anſpruch gegen 
den Gewerbetreibenden. Die Zuſchüſſe dürfen alsdann die Hälfte der der Kreis⸗ 
beſteuerung dieſes Betriebs zu Grunde liegenden Einkommenſteuer und Realſteuern 
und, wenn der Betrieb nicht gewerbeſteuerpflichtig iſt, / der feiner Kreisbe— 
ſteuerung zu Grunde liegenden Einkommenſteuer nicht überſteigen. 

Die Beſtimmungen des erſten und zweiten Abſatzes finden auf den An— 
ſpruch eines Gutsbezirkes auf Zuſchuß gleichmäßige Anwendung. 

Wenn von mehreren Gemeinden oder Gutsbezirken Anſprüche auf Zu- 
ſchüſſe erhoben werden, welche zuſammengerechnet die in den Abſ. 1 und 2 vor- 
geſehenen Höchſtgrenzen überſteigen ‚ jo findet eine verhältnismäßige Kürzung 
der einzelnen Anſprüche bis zu der zuläſſigen Höchſtgrenze ſtatt. 

ber ſtreitige Anſprüche aus Abf. 1 bis 3 ſowie über Streitigkeiten, die 
ſich aus der Anwendung des Abſ. 4 ergeben, beſchließt der Kreisausſchuß und, 
ſofern die Stadt Berlin oder eine andere Stadtgemeinde beteiligt iſt, der Bezirks— 
ausſchuß. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei Wochen der Antrag auf 
mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Der Anſpruch er 
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liſcht, wenn er nicht vor Ablauf des Rechnungsjahrs ür welches er erhoben 
wird, durch ſchriftlichen Antrag bei der Vaart dd 5 a 
und wenn der hiernach rechtzeitig angebrachte Anſpruch nicht innerhalb eines 
Zeitraums von drei Monaten feit Zuſtellung des ablehnenden ſchriftlichen Be: 
ſcheids der in Anſpruch genommenen Betriebsgemeinde durch Stellung des An⸗ 
trags beim Kreisausſchuſſe beziehungsweiſe Bezirksausſchuß aufrecht erhalten wird 
Zutreffendenfalls kommen die Beſtimmungen des § 58 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 195) 
dahin zur Anwendung, daß auch in den Fällen, in welchen die Stadt Berlin 
beteiligt iſt, der Miniſter des Innern den Bezirksausſchuß beſtimmt, welcher zu 
beſchließen hat. Er er { 
Vorſtehende Beſtimmungen finden auf die bei den ör 5 
hängigen Angelegenheiten keine Anwendung. Veſchlußbehörden an 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1907 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Molde, an Bord des Dampfers „Hamburg /, den 24. Juli 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Poſadowsky. Frhr. v. Rheinbaben. v. Bethmann Hollweg. 
Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 


Fr. 10752.) Geſetz über die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte. Vom 10. Auguſt 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags Unſerer n 
den ganzen Umfang derſelben, was folgt: ſerer Monarchie für 


81. 
Die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſte wird d — 
zweier Prüfungen erlangt, denen ein mindeſtens dreijähriges Studdam der ght 
und der Staatswiſſenſchaften auf einer Univerſität voranzugehen hat. 


9 2. 
Die erſte Prüfung iſt die erſte juriſtiſche Prüfung. Di ite Ber 
it bei der „Prüfungskommiſſon für höhere Verdalan e 


83 


Zwiſchen der erſten und der zweiten Prüfung iſt ein Vorbereitungsdienſt 
von mindeſtens vier Jahren zurückzulegen. 


i 984. 
Der Vorbereitungsdienſt beginnt mit einer einjährigen Beſchäftigung als 
Referendar bei Gerichtsbehörden. 
Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, die Dauer 
dieſer Beſchäftigung unter entſprechender Verlängerung der Vorbereitung im Ver⸗ 
waltungsdienſte bis auf neun Monate herabzuſetzen. 


§ 5. 
Nach vorſchriftsmäßiger Beendigung der Beſchäftigung bei Gerichtsbehörden 
wird der Gerichtsreferendar von dem Präſidenten derjenigen Regierung, in deren 
Bezirk er beſchäftigt werden will, zum Regierungsreferendar ernannt. 


§ 6. 

Der Regierungsreferendar wird nach Anordnung des Regierungspräſidenten 
während eines Zeitraums von mindeſtens drei Jahren im Verwaltungsdienſte 
beſchäftigt. Die näheren Anweiſungen über die Beſchäftigung der Regierungs⸗ 
referendare erlaſſen die Miniſter der Finanzen und des Innern mit der Maßgabe, 
daß jeder Referendar bei einem Landrat (Oberamtmann in den Hohenzollernſchen 
Landen), bei einer Regierung, bei einem Bezirksausſchuß und bei einer Selbſt⸗ 
verwaltungsbehörde beſchäftigt werden muß. 


87. 
Nach Ablauf des Vorbereitungsdienſtes ift der Regierungsreferendar, ſofern 
er nach dem Zeugniſſe des Regierungspräſidenten für die zweite Prüfung ge⸗ 
nügend vorbereitet iſt, zu dieſer zuzulaſſen. 


$ 8. 

Die zweite Prüfung ift eine ſchriftliche und mündliche. Sie erſtreckt ſich 
auf das in Preußen geltende öffentliche und Privatrecht, insbeſondere auf das 
Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht, ſowie auf die Volks- und Staatswirtſchaftslehre. 

Bei der Prüfung iſt feſtzuſtellen, ob der Regierungsreferendar für befähigt 
anzuſehen iſt, eine ſelbſtändige Stellung im höheren Verwaltungsdienſt einzunehmen. 


89. 
Der Regierungsreferendar, der die zweite Prüfung beſtanden hat, wird 
von den Miniſtern der Finanzen und des Innern zum Regierungsaſſeſſor ernannt. 


u en 


8:10.82 

Die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienſt iſt die Vorausſetzung für 

die Berufung zu den Stellen: 

1. der Abteilungsdirigenten und der Mitglieder einer Regierung ſowie 
der dem Oberpräſidenten und der Negierungspräfidenten zugeordneten 
höheren Verwaltungsbeamten mit Ausnahme der Juſtitiare und der 
techniſchen Beamten; 

2. derjenigen Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts und der durch Er⸗ 
nennung beſtellten Mitglieder der Bezirksausſchüſſe, welche nicht die 
Befähigung zum Richteramte beſitzen müſſen; 

3. der Oberamtmänner in den Hohenzollernſchen Landen. 


3 8 
Zur Bekleidung der Stelle eines Mitglieds einer Provinzialſteuerdirektion 
iſt die Befähigung zum höheren Verwaltungs- oder Juſtizdienſte ſowie eine 
praktiſche Vorbereitung im Steuerdienſt erforderlich. 


§ 12. 
Die Beſtellung zum Juſtitiar einer Verwaltungsbehörde ſetzt die erlangte 
Befähigung zum höheren Juſtizdienſte voraus. 


$ 13. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern ſind ermächtigt, Perſonen, 
welche die Befähigung zum höheren Juſtizdienſt erlangt haben und mindeſtens 
ein Jahr als Juſtitiar oder anderweit bei einer Verwaltungsbehörde beſchäftigt 
worden ſind, ſowie Landräte, die eine mindeſtens fünfjährige Dienſtzeit in dieſer 
Stellung zurückgelegt haben, als befähigt zum höheren Verwaltungsdienſte zu 
erklären. 

Bei Perſonen, welche die Befähigung zum höheren Juſtizdienſte länger 
als zehn Jahre beſitzen, ſind die Miniſter an die einjährige Friſt (Abſ. J) nicht 
gebunden. 

Die Miniſter der Finanzen und des Innern find ferner ermächtigt, 
Perſonen, die in einem anderen deutſchen Bundesſtaat oder in Elſaß-Lothringen 
nach den dort geltenden Vorſchriften die Befähigung zum höheren Verwaltungs⸗ 
oder Juſtizdienſt erlangt haben, als befähigt zum höheren Verwaltungsdienſte 
zu erklären. 


$ 1A. 

Referendare, welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes bereits im 
Vorbereitungsdienſte der Juſtiz oder Verwaltung beſchäftigt ſind, können zur 
zweiten Prüfung zugelaſſen werden, wenn die geſamte Vorbereitungszeit vier 
Jahre betragen hat. Die Beſchäftigung ſolcher Referendare iſt für den noch 
verbleibenden Reſt ihrer Vorbereitungszeit von den Miniſtern der Finanzen und 
des Innern unter tunlichſter Beachtung der Vorſchriften in den §9 4 und 6 
dieſes Geſetzes zu regeln. 


— — 


$ 15. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen, namentlich 
die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung der Prüfungskommiſſion 
für höhere Verwaltungsbeamte, über die Handhabung der Prüfung ſowie über 
die wiederholte Zulaſſung zur Prüfung werden von den Miniſtern der Finanzen 
und des Innern erlaſſen. 

$ 16. 

Das Geſetz vom 11. März 1879, betreffend die Befähigung für den 
höheren Verwaltungsdienſt, (Geſetz-Samml. S. 160) wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 

Gegeben Auf dem Hügel, den 10. Auguſt 1906. 


d. S) Wilhelm. 


v. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 GGeſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1. der Allerhöchſte Erlaß vom 5. März 1906, durch welchen genehmigt 
worden iſt, daß bei dem von der Staatsbauverwaltung auszuführenden 
Baue des Großſchiffahrtswegs Berlin Stettin (Waſſerſtaße Berlin-Hohen⸗ 
ſaathen einſchließlich der Verlängerung des Hohenſaathener Entwäſſerungs⸗ 
kanals von Stützkow bis Schwedt) zur Entziehung und zur dauernden 
Beſchränkung des für dieſe Anlagen in Anſpruch zu nehmenden Grund» 
eigentums das Enteignungsverfahren in Anwendung gebracht werde, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 25, S. 163, aus⸗ 
gegeben am 22. Juni 1906 (ſiehe auch Bekanntmachung S. 158 Nr. 1); 

der Allerhöchſte Erlaß vom 19. März 1906, betreffend die Genehmigung 
des Statuts für die Emſchergenoſſenſchaft, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 19, beſondere Beilage S. 8, 
ausgegeben am 10. Mai 1906, 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 19 S. 300, ausgegeben 
am 12. Mai 1906, 8 
der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 19 S. 213, ausgegeben 
am 12. Mai 1906; 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 30. April 1906, betreffend die Verlängerung 


der Baufriſt für die Freien Grunder Eiſenbahn, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 27 S. 400, ausgegeben am 
7. Juli 1906 (ſiehe auch die Bekanntmachungen S. 184 Nr. 8 und 
S. 325 Nr. 7); 


der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Mai 1906, betreffend die Verleihung des 


Enteigungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Dorſten, Kreis 
Recklinghauſen Land, zum Erwerbe der zur Anlegung eines neuen Fried— 
hofs erforderlichen Parzellen, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Münſter Nr. 27 S. 185, ausgegeben am 5. Juli 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Mai 1906, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Cottbus zum Erwerbe 
mehrerer in der Gemarkung Madlow belegener Parzellen zur Anlegung 
einer Walderholungsſtätte, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Frankfurt a. O. Nr. 28 S. 177, ausgegeben am 11. Juli 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Mai 1906, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Velbert zur Schaffung einer 
Schutzzone für das in der Gemarkung Kettwig vor der Brücke belegene 
Waſſerwerk der Stadt, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 30 S. 331, ausgegeben am 28. Juli 1906; 


die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 21. Mai 1906, betreffend die 


Ausdehnung des Neuenhaus-Bentheimer Eiſenbahnunternehmens auf den 
Bau und Betrieb einer vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Bentheim nach 
Gronau für Rechnung des Kreiſes Grafſchaft Bentheim, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Osnabrück Nr. 25 S. 159, ausgegeben 
am 22. Juni 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juni 1906, betreffend die Verleihung des 


Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Neurode für die von 
ihm ausgebaute Chauſſee von Ludwigsdorf bis zur Waldenburger Kreis— 
grenze, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 27 
S. 283, ausgegeben am 7. Juli 1906; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juni 1906, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung der 
dur bebauungsplanmäßigen Freilegung der Seeſtraße erforderlichen Flächen, 
urch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 28 S. 263, ausgegeben am 13. Juli 1906; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 5. Juni 1906, betreffend die Verleihung 
des Rechtes an die Stadtgemeinde Aſchersleben, das zur Ausführung 
der geplanten Kanaliſation der Stadt Aſchersleben erforderliche Grund— 
eigentum im Wege der Enteignung zu erwerben oder dauernd zu be— 
ſchränken, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg 
Nr. 30 S. 375, ausgegeben am 28. Juli 1906; 
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das am 5. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Jatzel im Kreiſe Greifenberg i. Pom. durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 26 S. 169 „ausgegeben am 
29. Juni 1906; | 

das am 5. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Aue-Tal⸗ 
Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zu Lahde im Kreiſe Minden durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 27 S. 157 „ausgegeben am 
7. Juli 1906, 

das am 5. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs— 
genoſſenſchaft zu Alt- und Neuhattendorf im Kreiſe Ziegenhain durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 28 S. 237 „ ausge 
geben am 11. Juli 1906; 
der am 5. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Melneßuppe⸗Regulierungsgenoſſenſchaft zu Schirwindt im Kreiſe 
Pillkallen vom 17. Oktober 1904 durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 28 S. 239 „ausgegeben am 11. Juli 1906; 
der am 5. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für die Entwäſſerungsgenoſſenſchaft zur Regulierung des Seegrabens im 
Kreiſe Pillkallen vom 1. Oktober 1904 durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 28 S. 240, ausgegeben am 11. Juli 1906; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Juni 1906 „betreffend die Verleihung des 
Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Militſch für die 
Chauſſeen: 1. von Sulau bis zur Militſch-Waldkretſchamer Kreischauſſee 
mit einer Abzweigung von Birnbäumel nach der Kleinbahnhalteſtelle 
daſelbſt, 2. von Groß⸗Kaſchütz nach Prausnitz, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 27 S. 284, ausgegeben am 
7. Juli 1906; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1906 „betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Jüterbog-Lucken⸗ 
walde für die von ihm ausgebaute Chauſſee von der Grenze des Kreiſes 
Teltow bei Trebbin bis zur Zauch-Belziger Kreisgrenze in der Richtung 
auf Beelitz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam 
und der Stadt Berlin Nr. 28 S. 257, ausgegeben am 13. Juli 1906 j 
der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1906, betreffend die Einverleibung 
von Teilen der Kremper Marſch in den 3. Holſteiniſchen Deichband, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 32 S. 381, 
ausgegeben am 28. Juli 1906 

das am 15. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Entwäſſerung der Stockier Teichwieſen zu Stocki im Kreiſe 
Meſeritz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 30 
S. 436, ausgegeben am 24. Juli 1906; 

der am 15. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
der Genoſſenſchaft zur Regulierung des Fließes zwiſchen Dolgen- und 
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Mandelkow⸗See und des Fuchsfließes in den Kreiſen Dramburg, Regen⸗ 
walde und Schivelbein vom 8. März 1897, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 29 S. 187, ausgegeben am 19. Juli 1906, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juni 1906, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stad! Düſſeldorf zum Erwerbe des zur 
Erweiterung des Oberbilker Friedhofs und des ſtädtiſchen Volksgartens 
erforderlichen Grundeigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Düſſeldorf Nr. 28 S. 317, ausgegeben am 14. Juli 1906 

das am 19. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Meliorations⸗ 
genoſſenſchaft Uſch in den Kreiſen Kolmar i. P. und Czarnikau durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 29 S. 309, 
ausgegeben am 19. Juli 1906; 

das am 19. Juni 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Wellerode im Landkreiſe Caſſel durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 30 S. 254, ausgegeben 
am 25. Juli 1906; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juni 1906, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Berge im Kreiſe Homberg des 
Regierungsbezirkes Caſſel zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung 
des für die Anlage eines Landwegs von Berge nach Lützelwig in Anſpruch 
zu nehmenden Grundeigentums, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Caſſel Nr. 30 S. 253, ausgegeben am 25. Juli 1906; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juni 1906, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Königswinter zur Vergrößerung 
ihres Friedhofs, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln 
Nr. 31 S. 245, ausgegeben am 1. Auguſt 1906; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juni 1906, betreffend die Verleihung 
des Rechtes zur Chauſſeegelderhebung und die Anwendung der dem 


Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen 


wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Ols ausgebaute 
Chauſſee von der Chauſſee Juliusburg-Groß-Graben nördlich der Kolonie 
Lacumme nach Maliers, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 31 S. 307, ausgegeben am 4. Auguſt 1906; 

das am 2. Juli 1906 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft II zu Winzenberg im Kreiſe Grottkau durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 30 S. 289, ausgegeben am 
27. Juli 1906. 
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